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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 2010 Nr. 182 ausgegeben am 13. Juli 2010 

 

Gesetz 
vom 26. Mai 2010 

über die Abänderung der Zivilprozessordnung 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung:1 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 10. Dezember 1912 über das gerichtliche Verfahren 
in bürgerlichen Rechtstreitigkeiten (Zivilprozessordnung), LGBl. 1912 
Nr. 9/1, in der geltenden Fassung, wird wie folgt geändert: 

 
1 Bericht und Antrag sowie Stellungnahme der Regierung Nr. 151/2008 und 53/2010 
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Der bisherige 8. Abschnitt des 5. Teils (§§ 594 bis 616) wird wie folgt 
ersetzt: 

8. Abschnitt 

Schiedsverfahren 

1. Titel 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 594 

Anwendungsbereich 

1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind anzuwenden, wenn der 
Sitz des Schiedsgerichts in Liechtenstein liegt. 

2) §§ 595, 597, 600, 601, 602, 610 Abs. 3 bis 6, §§ 619, 629 und 630 
sind auch anzuwenden, wenn der Sitz des Schiedsgerichts nicht in Liech-
tenstein liegt oder noch nicht bestimmt ist. 

3) Solange der Sitz des Schiedsgerichts noch nicht bestimmt ist, be-
steht die inländische Gerichtsbarkeit für die im dritten Titel genannten 
gerichtlichen Aufgaben, wenn eine der Parteien ihren Sitz, Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in Liechtenstein hat. 

§ 595 

Gerichtliche Tätigkeit 

Das Gericht darf in den in diesem Abschnitt geregelten Angelegen-
heiten nur tätig werden, soweit dieser Abschnitt es vorsieht. 

§ 596 

Rügepflicht 

Hat das Schiedsgericht einer Verfahrensbestimmung dieses Ab-
schnitts, von der die Parteien abweichen können, oder einem vereinbar-
ten Verfahrenserfordernis des Schiedsverfahrens nicht entsprochen, so 
kann eine Partei den Mangel später nicht mehr geltend machen, wenn sie 
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ihn nicht unverzüglich ab Kenntnis oder innerhalb der dafür vorgesehe-
nen Frist gerügt hat. 

§ 597 

Empfang schriftlicher Mitteilungen 

1) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so gilt eine schriftli-
che Mitteilung an dem Tag als empfangen, an dem sie dem Empfänger 
oder einer zum Empfang berechtigten Person persönlich ausgehändigt 
wurde oder, wenn dies nicht möglich war, an dem sie am Sitz, Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt des Empfängers sonst übergeben wurde. 

2) Hat der Empfänger Kenntnis vom Schiedsverfahren und ist er oder 
eine zum Empfang berechtigte Person trotz angemessener Nachfor-
schungen unbekannten Aufenthalts, so gilt eine schriftliche Mitteilung an 
dem Tag als empfangen, an dem eine ordnungsgemässe Übermittlung 
nachweislich an einem Ort versucht wurde, der bei Abschluss der Schieds-
vereinbarung oder in der Folge vom Empfänger der anderen Partei oder 
dem Schiedsgericht gegenüber als Adresse bekannt gegeben worden ist 
und bisher nicht unter Angabe einer neuen Adresse widerrufen wurde. 

3) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Mitteilungen in gerichtlichen Verfahren. 

2. Titel 

Schiedsvereinbarung 

§ 598 

Begriff 

1) Die Schiedsvereinbarung ist eine Vereinbarung der Parteien, alle 
oder einzelne Streitigkeiten, die zwischen ihnen in Bezug auf ein be-
stimmtes Rechtsverhältnis vertraglicher oder nichtvertraglicher Art ent-
standen sind oder künftig entstehen, der Entscheidung durch ein Schieds-
gericht zu unterwerfen. Die Schiedsvereinbarung kann in Form einer 
selbständigen Vereinbarung oder in Form einer Klausel in einem Vertrag 
geschlossen werden. 
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2) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind auch auf Schiedsgerichte 
sinngemäss anzuwenden, die in gesetzlich zulässiger Weise durch letzt-
willige Verfügung oder andere nicht auf Vereinbarung der Parteien beru-
hende Rechtsgeschäfte oder durch Statuten angeordnet werden. 

§ 599 

Schiedsfähigkeit 

1) Jeder vermögensrechtliche Anspruch, über den von den ordentli-
chen Gerichten zu entscheiden ist, kann Gegenstand einer Schiedsverein-
barung sein. Eine Schiedsvereinbarung über nicht vermögensrechtliche 
Ansprüche hat insofern rechtliche Wirkung, als die Parteien über den 
Gegenstand des Streits einen Vergleich abzuschliessen fähig sind. 

2) Familienrechtliche Ansprüche sowie Ansprüche aus Lehrverträgen 
nach dem Berufsbildungsgesetz können nicht Gegenstand einer Schieds-
vereinbarung sein. Gesetzliche Vorschriften ausserhalb dieses Abschnitts, 
nach denen Streitigkeiten einem Schiedsverfahren nicht oder nur unter 
bestimmten Voraussetzungen unterworfen werden dürfen, bleiben unbe-
rührt. 

3) Die Zuständigkeit des Landgerichts für Verfahren, die von Amts 
wegen aufgrund zwingender gesetzlicher Vorschriften oder auf Antrag 
des Grundbuch- und Öffentlichkeitsregisteramtes oder der Staatsanwalt-
schaft eingeleitet werden, kann durch eine Schiedsklausel in Statuten oder 
gleichwertigen Dokumenten einer Verbandsperson oder Treuhänder-
schaft nicht abbedungen werden. 

§ 600 

Form der Schiedsvereinbarung 

1) Die Schiedsvereinbarung muss entweder in einem von den Parteien 
unterzeichneten Schriftstück oder in zwischen ihnen gewechselten Schrei-
ben, Telefaxen, e-mails oder anderen Formen der Nachrichtenübermitt-
lung enthalten sein, die einen Nachweis der Vereinbarung sicherstellen. 

2) Nimmt ein den Formerfordernissen des Abs. 1 entsprechender 
Vertrag auf ein Schriftstück Bezug, das eine Schiedsvereinbarung enthält, 
so begründet dies eine Schiedsvereinbarung, wenn die Bezugnahme der-
gestalt ist, dass sie diese Schiedsvereinbarung zu einem Bestandteil des 
Vertrages macht. 
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3) Ein Formmangel der Schiedsvereinbarung wird im Schiedsverfah-
ren durch Einlassung in die Sache geheilt, wenn er nicht spätestens zu-
gleich mit der Einlassung gerügt wird. 

§ 601 

Schiedsvereinbarung und Klage vor Gericht 

1) Wird vor einem Gericht Klage in einer Angelegenheit erhoben, die 
Gegenstand einer Schiedsvereinbarung ist, so hat das Gericht die Klage 
zurückzuweisen, sofern der Beklagte nicht zur Sache vorbringt oder münd-
lich verhandelt, ohne dies zu rügen. Dies gilt nicht, wenn das Gericht 
feststellt, dass die Schiedsvereinbarung nicht vorhanden oder undurch-
führbar ist. Ist ein solches Verfahren noch vor einem Gericht anhängig, 
so kann ein Schiedsverfahren dennoch eingeleitet oder fortgesetzt werden 
und ein Schiedsspruch ergehen. 

2) Hat ein Schiedsgericht seine Zuständigkeit für den Gegenstand des 
Streits verneint, weil hierüber keine Schiedsvereinbarung vorhanden ist 
oder die Schiedsvereinbarung undurchführbar ist, so darf das Gericht 
eine Klage darüber nicht mit der Begründung zurückweisen, dass für die 
Angelegenheit ein Schiedsgericht zuständig ist. Mit der Erhebung der 
Klage bei Gericht erlischt das Recht des Klägers, nach § 628 eine Klage 
auf Aufhebung der Entscheidung zu erheben, mit welcher das Schiedsge-
richt seine Zuständigkeit verneint hat. 

3) Ist ein Schiedsverfahren anhängig, so darf über den geltend gemach-
ten Anspruch kein weiterer Rechtsstreit vor einem Gericht oder einem 
Schiedsgericht durchgeführt werden; eine wegen desselben Anspruches 
angebrachte Klage ist zurückzuweisen. Dies gilt nicht, wenn die Unzu-
ständigkeit des Schiedsgerichts vor diesem spätestens mit der Einlassung 
in die Sache gerügt wurde und eine Entscheidung des Schiedsgerichts 
hierüber in angemessener Dauer nicht zu erlangen ist. 

4) Wird eine Klage von einem Gericht wegen Zuständigkeit eines 
Schiedsgerichts oder von einem Schiedsgericht wegen Zuständigkeit eines 
Gerichts oder eines anderen Schiedsgerichts zurückgewiesen oder wird in 
einem Aufhebungsverfahren ein Schiedsspruch wegen Unzuständigkeit 
des Schiedsgerichts aufgehoben, so gilt das Verfahren als gehörig fortge-
setzt, wenn unverzüglich Klage vor dem Gericht oder Schiedsgericht 
erhoben wird. 
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5) Eine Partei, die sich zu einem früheren Zeitpunkt in einem Verfah-
ren auf das Vorhandensein einer Schiedsvereinbarung berufen hat, kann 
später nicht mehr geltend machen, dass diese nicht vorliegt, es sei denn, 
die massgebenden Umstände haben sich seither geändert. 

§ 602 

Schiedsvereinbarung und einstweilige gerichtliche Massnahmen 

Eine Schiedsvereinbarung schliesst nicht aus, dass eine Partei vor oder 
während des Schiedsverfahrens bei einem Gericht eine vorläufige oder 
sichernde Massnahme beantragt und dass das Gericht eine solche Mass-
nahme anordnet. 

3. Titel 

Bildung des Schiedsgerichts 

§ 603 

Zusammensetzung des Schiedsgerichts 

1) Die Parteien können die Anzahl der Schiedsrichter frei vereinbaren. 
Haben die Parteien jedoch eine gerade Zahl von Schiedsrichtern verein-
bart, so haben diese eine weitere Person als Vorsitzenden zu bestellen. 

2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so sind drei Schieds-
richter zu bestellen. 

§ 604 

Bestellung der Schiedsrichter 

1) Die Parteien können das Verfahren zur Bestellung des Schiedsrich-
ters oder der Schiedsrichter frei vereinbaren. 

2) Fehlt eine Vereinbarung über das Verfahren zur Bestellung, so gilt 
Folgendes: 
1. In Schiedsverfahren mit einem Einzelschiedsrichter wird der Schieds-

richter, wenn sich die Parteien über seine Bestellung nicht binnen vier 
Wochen nach Empfang einer entsprechenden schriftlichen Aufforde-
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rung einer Partei durch die andere Partei einigen können, auf Antrag 
einer Partei durch das Gericht bestellt. 

2. In Schiedsverfahren mit drei Schiedsrichtern bestellt jede Partei einen 
Schiedsrichter. Diese beiden Schiedsrichter bestellen den dritten 
Schiedsrichter, der als Vorsitzender des Schiedsgerichts tätig wird. 

3. Wenn mehr als drei Schiedsrichter vorgesehen sind, hat jede Partei die 
gleiche Zahl an Schiedsrichtern zu bestellen. Diese bestellen einen 
weiteren Schiedsrichter, der als Vorsitzender des Schiedsgerichts tätig 
wird. 

4. Hat eine Partei einen Schiedsrichter nicht binnen vier Wochen nach 
Empfang einer entsprechenden schriftlichen Aufforderung durch die 
andere Partei bestellt oder empfangen die Parteien nicht binnen vier 
Wochen nach der Bestellung der Schiedsrichter von diesen die Mittei-
lung über den von ihnen zu bestellenden Schiedsrichter, so ist der 
Schiedsrichter auf Antrag einer Partei durch das Gericht zu bestellen. 

5. Eine Partei ist an die durch sie erfolgte Bestellung eines Schiedsrich-
ters gebunden, sobald die andere Partei die schriftliche Mitteilung über 
die Bestellung empfangen hat. 

3) Haben die Parteien ein Verfahren für die Bestellung vereinbart und 
1. handelt eine der Parteien nicht entsprechend diesem Verfahren oder 
2. können die Parteien oder die Schiedsrichter eine Einigung entspre-

chend diesem Verfahren nicht erzielen oder 
3. erfüllt ein Dritter eine ihm nach diesem Verfahren übertragene Auf-

gabe innerhalb von drei Monaten nach Empfang einer entsprechen-
den schriftlichen Mitteilung nicht, 

so kann jede Partei bei Gericht die entsprechende Bestellung von Schieds-
richtern beantragen, sofern das vereinbarte Bestellungsverfahren zur 
Sicherung der Bestellung nichts anderes vorsieht. 

4) Die schriftliche Aufforderung zur Bestellung eines Schiedsrichters 
hat auch Angaben darüber zu enthalten, welcher Anspruch geltend ge-
macht wird und auf welche Schiedsvereinbarung sich die Partei beruft. 

5) Können sich mehrere Parteien, die gemeinsam einen oder mehrere 
Schiedsrichter zu bestellen haben, darüber nicht innerhalb von vier Wo-
chen nach Empfang einer entsprechenden schriftlichen Mitteilung eini-
gen, so ist der Schiedsrichter oder sind die Schiedsrichter auf Antrag 
einer Partei vom Gericht zu bestellen, sofern das vereinbarte Bestellungs-
verfahren zur Sicherung der Bestellung nichts anderes vorsieht. 
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6) Der Schiedsrichter oder die Schiedsrichter sind auf Antrag einer 
Partei vom Gericht auch zu bestellen, wenn seine oder ihre Bestellung 
aus anderen in den vorhergehenden Absätzen nicht geregelten Gründen 
nicht innerhalb von vier Wochen nach Empfang einer entsprechenden 
schriftlichen Mitteilung der einen an die andere Partei erfolgen kann oder 
auch das Bestellungsverfahren zur Sicherung der Bestellung nicht binnen 
angemessener Zeit zur Bestellung führt. 

7) Wenn noch vor Entscheidung erster Instanz die Bestellung erfolgt 
und eine Partei dies nachweist, ist der Antrag abzuweisen. 

8) Das Gericht hat bei der Bestellung eines Schiedsrichters alle nach 
der Parteivereinbarung für den Schiedsrichter vorgesehenen Vorausset-
zungen angemessen zu berücksichtigen und allen Gesichtspunkten Rech-
nung zu tragen, welche die Bestellung eines unabhängigen und unparteii-
schen Schiedsrichters sicherstellen. 

9) Gegen eine Entscheidung, mit der ein Schiedsrichter bestellt wird, 
ist kein Rechtsmittel zulässig. 

§ 605 

Ablehnungs- und Ausschlussgründe 

1) Will eine Person ein Schiedsrichteramt übernehmen, so hat sie alle 
Umstände offen zu legen, die Zweifel an ihrer Unparteilichkeit oder 
Unabhängigkeit wecken können oder der Parteienvereinbarung wider-
sprechen. Ein Schiedsrichter hat vom Zeitpunkt seiner Bestellung an und 
während des Schiedsverfahrens den Parteien unverzüglich solche Um-
stände offen zu legen, wenn er sie ihnen nicht schon vorher mitgeteilt hat. 

2) Ein Schiedsrichter kann nur abgelehnt werden, wenn Umstände 
vorliegen, die berechtigte Zweifel an seiner Unparteilichkeit oder Unab-
hängigkeit wecken, oder wenn er die zwischen den Parteien vereinbarten 
Voraussetzungen nicht erfüllt. Eine Partei kann einen Schiedsrichter, den 
sie bestellt hat oder an dessen Bestellung sie mitgewirkt hat, nur aus 
Gründen ablehnen, die ihr erst nach der Bestellung oder Mitwirkung 
daran bekannt geworden sind. 

3) Vollamtliche Richter der ordentlichen Gerichte dürfen während ihres 
Dienstverhältnisses eine Bestellung als Schiedsrichter nicht annehmen. 
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§ 606 

Ablehnungsverfahren 

1) Die Parteien können vorbehaltlich des Abs. 3 ein Verfahren für die 
Ablehnung eines Schiedsrichters frei vereinbaren. 

2) Fehlt eine solche Vereinbarung, so hat die Partei, die einen Schieds-
richter ablehnt, binnen vier Wochen, nachdem ihr die Zusammensetzung 
des Schiedsgerichts oder ein Umstand im Sinne von § 605 Abs. 2 bekannt 
geworden ist, dem Schiedsgericht schriftlich die Ablehnungsgründe dar-
zulegen. Tritt der abgelehnte Schiedsrichter von seinem Amt nicht zu-
rück oder stimmt die andere Partei der Ablehnung nicht zu, so entschei-
det das Schiedsgericht einschliesslich des abgelehnten Schiedsrichters über 
die Ablehnung. 

3) Bleibt eine Ablehnung nach dem von den Parteien vereinbarten Ver-
fahren oder nach dem in Abs. 2 vorgesehenen Verfahren erfolglos, so 
kann die ablehnende Partei binnen vier Wochen, nachdem ihr die Ent-
scheidung, mit der die Ablehnung verweigert wurde, zugegangen ist, bei 
Gericht eine Entscheidung über die Ablehnung beantragen. Gegen diese 
Entscheidung ist kein Rechtsmittel zulässig. Während ein solcher Antrag 
anhängig ist, kann das Schiedsgericht einschliesslich des abgelehnten 
Schiedsrichters das Schiedsverfahren fortsetzen und einen Schiedsspruch 
erlassen. 

§ 607 

Vorzeitige Beendigung des Schiedsrichteramts 

1) Das Amt eines Schiedsrichters endet, wenn die Parteien dies ver-
einbaren oder wenn der Schiedsrichter zurücktritt. Vorbehaltlich des 
Abs. 2 können die Parteien auch ein Verfahren für die Beendigung des 
Schiedsrichteramts vereinbaren. 

2) Jede Partei kann bei Gericht eine Entscheidung über die Beendi-
gung des Amtes beantragen, wenn der Schiedsrichter entweder ausser 
Stande ist, seine Aufgaben zu erfüllen, oder er diesen in angemessener 
Frist nicht nachkommt und 
1. der Schiedsrichter von seinem Amt nicht zurücktritt, 
2. sich die Parteien über dessen Beendigung nicht einigen können oder 
3. das von den Parteien vereinbarte Verfahren nicht zur Beendigung des 

Schiedsrichteramtes führt. 
Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. 
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3) Tritt ein Schiedsrichter nach Abs. 1 oder nach § 606 Abs. 2 zurück 
oder stimmt eine Partei der Beendigung des Amtes eines Schiedsrichters 
zu, so bedeutet das nicht die Anerkennung der in Abs. 2 oder § 605 Abs. 2 
genannten Gründe. 

§ 608 

Bestellung eines Ersatzschiedsrichters 

1) Endet das Amt eines Schiedsrichters vorzeitig, so ist ein Ersatz-
schiedsrichter zu bestellen. Die Bestellung erfolgt nach den Regeln, die 
auf die Bestellung des zu ersetzenden Schiedsrichters anzuwenden waren. 

2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schieds-
gericht die Verhandlung unter Verwendung der bisherigen Verfahrenser-
gebnisse, insbesondere des aufgenommenen Verhandlungsprotokolls und 
aller sonstigen Akten, fortsetzen. 

4. Titel 

Zuständigkeit des Schiedsgerichts 

§ 609 

Befugnis des Schiedsgerichts zur Entscheidung über die eigene 
Zuständigkeit 

1) Das Schiedsgericht entscheidet selbst über seine Zuständigkeit. Die 
Entscheidung kann mit der Entscheidung in der Sache getroffen werden, 
aber auch gesondert in einem eigenen Schiedsspruch. 

2) Die Einrede der Unzuständigkeit des Schiedsgerichts ist spätestens 
mit dem ersten Vorbringen zur Sache zu erheben. Von der Erhebung 
dieser Einrede ist eine Partei nicht dadurch ausgeschlossen, dass sie einen 
Schiedsrichter bestellt oder an der Bestellung eines Schiedsrichters mit-
gewirkt hat. Die Einrede, eine Angelegenheit überschreite die Befugnisse 
des Schiedsgerichts, ist zu erheben, sobald diese zum Gegenstand eines 
Sachantrags erhoben wird. In beiden Fällen ist eine spätere Erhebung der 
Einrede ausgeschlossen; wird die Versäumung jedoch nach Überzeugung 
des Schiedsgerichts genügend entschuldigt, so kann die Einrede nachge-
holt werden. 
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3) Auch wenn eine Klage auf Aufhebung eines Schiedsspruches, mit 
welchem das Schiedsgericht seine Zuständigkeit bejaht hat, noch bei 
Gericht anhängig ist, kann das Schiedsgericht vorerst das Schiedsverfahren 
fortsetzen und auch einen Schiedsspruch fällen. 

§ 610 

Anordnung vorläufiger oder sichernder Massnahmen 

1) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schieds-
gericht auf Antrag einer Partei vorläufige oder sichernde Massnahmen 
gegen eine andere Partei nach deren Anhörung anordnen, die es in Bezug 
auf den Streitgegenstand für erforderlich hält, weil sonst die Durchset-
zung des Anspruchs vereitelt oder erheblich erschwert werden würde 
oder ein unwiederbringlicher Schaden droht. Das Schiedsgericht kann 
von jeder Partei im Zusammenhang mit einer solchen Massnahme ange-
messene Sicherheit fordern. 

2) Massnahmen nach Abs. 1 sind schriftlich anzuordnen; jeder Partei 
ist ein unterfertigtes Exemplar der Anordnung zuzustellen. In Schieds-
verfahren mit mehr als einem Schiedsrichter genügt die Unterschrift des 
Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung eines anderen Schieds-
richters, sofern der Vorsitzende oder der andere Schiedsrichter auf der 
Anordnung vermerkt, welches Hindernis der Unterfertigung entgegen-
steht. § 623 Abs. 2, 3, 5 und 6 gelten entsprechend. 

3) Auf Antrag einer Partei hat das Gericht eine solche Massnahme zu 
vollziehen. Sieht die Massnahme ein dem inländischen Recht unbekann-
tes Sicherungsmittel vor, so kann das Gericht auf Antrag nach Anhörung 
des Antragsgegners jenes Sicherungsmittel des inländischen Rechts voll-
ziehen, welches der Massnahme des Schiedsgerichts am nächsten kommt. 
Dabei kann es die Massnahme des Schiedsgerichts auf Antrag auch ab-
weichend fassen, um die Verwirklichung ihres Zwecks zu gewährleisten. 

4) Das Gericht hat die Vollziehung einer Massnahme nach Abs. 1 ab-
zulehnen, wenn 
1. der Sitz des Schiedsgerichts im Inland liegt und die Massnahme an 

einem Mangel leidet, der bei einem inländischen Schiedsspruch einen 
Aufhebungsgrund nach § 628 Abs. 2, § 634 Abs. 6 und 7 oder § 635 
darstellen würde; 

2. der Sitz des Schiedsgerichts nicht im Inland liegt und die Massnahme 
an einem Mangel leidet, der bei einem ausländischen Schiedsspruch 
einen Grund für die Versagung der Anerkennung oder Vollstreckbar-
erklärung darstellen würde; 
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3. die Vollziehung der Massnahme mit einer früher beantragten oder 
erlassenen inländischen oder früher erlassenen und anzuerkennenden 
ausländischen gerichtlichen Massnahme unvereinbar ist; 

4. die Massnahme ein dem inländischen Recht unbekanntes Sicherungs-
mittel vorsieht und kein geeignetes Sicherungsmittel des inländischen 
Rechts beantragt wurde. 

5) Das Gericht kann den Antragsgegner vor Entscheidung über die 
Vollziehung der Massnahme nach Abs. 1 hören. Wenn der Antragsgeg-
ner vor der Beschlussfassung nicht gehört wurde, kann er gegen die Be-
willigung der Vollziehung Einspruch im Sinne von Art. 290 der Exeku-
tionsordnung einlegen. In beiden Fällen kann der Antragsgegner nur 
geltend machen, dass ein Grund zur Versagung der Vollziehung nach 
Abs. 4 vorliegt. In diesem Verfahren ist das Gericht nicht befugt, gemäss 
Art. 287 der Exekutionsordnung über Schadenersatzansprüche zu ent-
scheiden. 

6) Das Gericht hat die Vollziehung auf Antrag aufzuheben, wenn 
1. die vom Schiedsgericht bestimmte Geltungsdauer der Massnahme abge-

laufen ist; 
2. das Schiedsgericht die Massnahme eingeschränkt oder aufgehoben hat; 
3. ein Fall von Art. 291 Abs. 1 Bst. a bis e der Exekutionsordnung vor-

liegt, sofern ein solcher Umstand nicht bereits vor dem Schiedsgericht 
erfolglos geltend gemacht wurde und der diesbezüglichen Entschei-
dung des Schiedsgerichts keine Anerkennungshindernisse (Abs. 4) ent-
gegenstehen; 

4. eine Sicherheit nach Abs. 1 geleistet wurde, welche die Vollziehung 
der Massnahme entbehrlich macht. 

5. Titel 

Durchführung des Schiedsverfahrens 

§ 611 

Allgemeines 

1) Vorbehaltlich der zwingenden Vorschriften dieses Abschnitts kön-
nen die Parteien die Verfahrensgestaltung frei vereinbaren. Dabei können 
sie auch auf Verfahrensordnungen Bezug nehmen. Fehlt eine solche Ver-
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einbarung, so hat das Schiedsgericht nach den Bestimmungen dieses Titels, 
darüber hinaus nach freiem Ermessen vorzugehen. 

2) Die Parteien sind fair zu behandeln. Jeder Partei ist rechtliches Ge-
hör zu gewähren. 

3) Die Parteien können sich durch Personen ihrer Wahl vertreten oder 
beraten lassen. Dieses Recht kann nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt 
werden. 

4) Ein Schiedsrichter, welcher die durch Annahme der Bestellung über-
nommene Verpflichtung gar nicht oder nicht rechtzeitig erfüllt, haftet 
den Parteien für allen durch seine schuldhafte Weigerung oder Verzöge-
rung verursachten Schaden. 

§ 612 

Sitz des Schiedsgerichts 

1) Die Parteien können den Sitz des Schiedsgerichts frei vereinbaren. 
Sie können die Bestimmung des Sitzes auch einer Schiedsinstitution über-
lassen. Fehlt eine solche Vereinbarung, so wird der Sitz des Schiedsge-
richts vom Schiedsgericht bestimmt; dabei sind die Umstände des Falles 
einschliesslich der Eignung des Ortes für die Parteien zu berücksichtigen. 

2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schieds-
gericht ungeachtet des Abs. 1 an jedem ihm geeignet erscheinenden Ort 
Verfahrenshandlungen setzen, insbesondere zur Beratung, Beschlussfas-
sung, mündlichen Verhandlung und zur Beweisaufnahme zusammentreten. 

§ 613 

Verfahrenssprache 

Die Parteien können die Sprache oder die Sprachen, die im Schieds-
verfahren zu verwenden sind, vereinbaren. Fehlt eine solche Vereinba-
rung, so bestimmt hierüber das Schiedsgericht. 
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§ 614 

Klage und Klagebeantwortung 

1) Innerhalb der von den Parteien vereinbarten oder vom Schiedsge-
richt bestimmten Frist hat der Kläger sein Begehren zu stellen und die 
Tatsachen, auf welche sich der Anspruch stützt, darzulegen sowie der 
Beklagte hiezu Stellung zu nehmen. Die Parteien können dabei alle ihnen 
erheblich erscheinenden Beweismittel vorlegen oder weitere Beweismittel 
bezeichnen, derer sie sich bedienen wollen. 

2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so können beide Par-
teien im Laufe des Verfahrens ihre Klage oder ihr Vorbringen ändern 
oder ergänzen, es sei denn, das Schiedsgericht lässt dies wegen Verspä-
tung nicht zu. 

§ 615 

Mündliche Verhandlung und schriftliches Verfahren 

Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so entscheidet das 
Schiedsgericht, ob mündlich verhandelt oder ob das Verfahren schriftlich 
durchgeführt werden soll. Haben die Parteien eine mündliche Verhand-
lung nicht ausgeschlossen, so hat das Schiedsgericht auf Antrag einer 
Partei eine solche in einem geeigneten Abschnitt des Verfahrens durch-
zuführen. 

§ 616 

Verfahren und Beweisaufnahme 

1) Das Schiedsgericht ist berechtigt, über die Zulässigkeit einer Be-
weisaufnahme zu entscheiden, diese durchzuführen und ihr Ergebnis frei 
zu würdigen. 

2) Die Parteien sind von jeder Verhandlung und von jedem Zusam-
mentreffen des Schiedsgerichts zu Zwecken der Beweisaufnahme recht-
zeitig in Kenntnis zu setzen. 

3) Alle Schriftsätze, Schriftstücke und sonstigen Mitteilungen, die dem 
Schiedsgericht von einer Partei vorgelegt werden, sind der anderen Partei 
zur Kenntnis zu bringen. Gutachten und andere Beweismittel, auf die 
sich das Schiedsgericht bei seiner Entscheidung stützen kann, sind beiden 
Parteien zur Kenntnis zu bringen. 
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§ 617 

Versäumung einer Verfahrenshandlung 

1) Versäumt es der Kläger, die Klage nach § 614 Abs. 1 einzubringen, 
so beendet das Schiedsgericht das Verfahren. 

2) Versäumt es der Beklagte nach § 614 Abs. 1 binnen der vereinbar-
ten oder aufgetragenen Frist Stellung zu nehmen, so setzt das Schiedsge-
richt, wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben, das Verfahren 
fort, ohne dass allein wegen der Versäumung das Vorbringen des Klägers 
für wahr zu halten ist. Gleiches gilt, wenn eine Partei eine andere Verfah-
renshandlung versäumt. Das Schiedsgericht kann das Verfahren fortset-
zen und eine Entscheidung auf Grund der aufgenommenen Beweise fällen. 
Wird die Versäumung nach Überzeugung des Schiedsgerichts genügend 
entschuldigt, so kann die versäumte Verfahrenshandlung nachgeholt wer-
den. 

§ 618 

Vom Schiedsgericht bestellter Sachverständiger 

1) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so kann das Schieds-
gericht 
1. einen oder mehrere Sachverständige zur Erstattung eines Gutachtens 

über bestimmte vom Schiedsgericht festzulegende Fragen bestellen; 
2. die Parteien auffordern, dem Sachverständigen jede sachdienliche Aus-

kunft zu erteilen oder alle für das Verfahren erheblichen Schriftstücke 
oder Sachen zur Aufnahme eines Befunds vorzulegen oder zugänglich 
zu machen. 

2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so hat der Sachver-
ständige, wenn eine Partei dies beantragt oder das Schiedsgericht es für 
erforderlich hält, nach Erstattung seines Gutachtens an einer mündlichen 
Verhandlung teilzunehmen. Bei der Verhandlung können die Parteien 
Fragen an den Sachverständigen stellen und eigene Sachverständige zu 
den streitigen Fragen aussagen lassen. 

3) Auf den vom Schiedsgericht bestellten Sachverständigen sind §§ 605 
und 606 Abs. 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

4) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so hat jede Partei das 
Recht, Gutachten eigener Sachverständiger vorzulegen. Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 
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§ 619 

Gerichtliche Rechtshilfe 

Das Schiedsgericht, vom Schiedsgericht hiezu beauftragte Schieds-
richter oder eine der Parteien mit Zustimmung des Schiedsgerichts kön-
nen bei Gericht die Vornahme richterlicher Handlungen beantragen, zu 
deren Vornahme das Schiedsgericht nicht befugt ist. Die Rechtshilfe kann 
auch darin bestehen, dass das Gericht ein ausländisches Gericht oder eine 
Behörde um die Vornahme solcher Handlungen ersucht. §§ 27, 28 und 29 
der Jurisdiktionsnorm gelten entsprechend mit der Massgabe, dass die 
Rechtsmittelbefugnis gemäss § 29 der Jurisdiktionsnorm dem Schiedsge-
richt und den Parteien des Schiedsverfahrens zusteht. Das Schiedsgericht 
oder ein vom Schiedsgericht beauftragter Schiedsrichter und die Parteien 
sind berechtigt, an einer gerichtlichen Beweisaufnahme teilzunehmen 
und Fragen zu stellen. § 289 ist sinngemäss anzuwenden. 

6. Titel 

Schiedsspruch und Beendigung des Verfahrens 

§ 620 

Anzuwendendes Recht 

1) Das Schiedsgericht hat die Streitigkeit in Übereinstimmung mit den 
Rechtsvorschriften oder Rechtsregeln zu entscheiden, die von den Parteien 
vereinbart worden sind. Die Vereinbarung des Rechts oder der Rechts-
ordnung eines bestimmten Staates ist, sofern die Parteien nicht ausdrück-
lich etwas anderes vereinbart haben, als unmittelbare Verweisung auf das 
materielle Recht dieses Staates und nicht auf sein Kollisionsrecht zu ver-
stehen. 

2) Haben die Parteien die anzuwendenden Rechtsvorschriften oder 
Rechtsregeln nicht bestimmt, so hat das Schiedsgericht jene Rechtsvor-
schriften anzuwenden, die es für angemessen erachtet. 

3) Das Schiedsgericht hat nur dann nach Billigkeit zu entscheiden, 
wenn die Parteien es ausdrücklich dazu ermächtigt haben. 
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§ 621 

Entscheidung durch ein Schiedsrichterkollegium 

Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so gilt Folgendes: 
1. In Schiedsverfahren mit mehr als einem Schiedsrichter ist jede Ent-

scheidung des Schiedsgerichts mit Stimmenmehrheit aller Mitglieder 
zu treffen. In Verfahrensfragen kann der Vorsitzende allein entschei-
den, wenn die Parteien oder alle Mitglieder des Schiedsgerichts ihn 
dazu ermächtigt haben. 

2. Nehmen ein oder mehrere Schiedsrichter an einer Abstimmung ohne 
rechtfertigenden Grund nicht teil, so können die anderen Schiedsrich-
ter ohne sie entscheiden. Auch in diesem Fall ist die erforderliche 
Stimmenmehrheit von der Gesamtzahl aller teilnehmenden und nicht 
teilnehmenden Schiedsrichter zu berechnen. Bei einer Abstimmung 
über einen Schiedsspruch ist die Absicht, so vorzugehen, den Parteien 
vorher mitzuteilen. Bei anderen Entscheidungen sind die Parteien von 
der Nichtteilnahme an der Abstimmung nachträglich in Kenntnis zu 
setzen. 

§ 622 

Vergleich 

Vergleichen sich die Parteien während des Schiedsverfahrens über die 
Streitigkeit und sind die Parteien fähig, über den Gegenstand des Streits 
einen Vergleich abzuschliessen, so können sie beantragen, dass 
1. das Schiedsgericht den Vergleich protokolliert, sofern der Inhalt des 

Vergleichs nicht gegen Grundwertungen der liechtensteinischen 
Rechtsordnung (ordre public) verstösst; es reicht aus, wenn das Pro-
tokoll von den Parteien und dem Vorsitzenden unterschrieben wird; 

2. das Schiedsgericht den Vergleich in Form eines Schiedsspruchs mit 
vereinbartem Wortlaut festhält, sofern der Inhalt des Vergleichs nicht 
gegen Grundwertungen der liechtensteinischen Rechtsordnung (ordre 
public) verstösst. Ein solcher Schiedsspruch ist gemäss § 623 zu erlas-
sen. Er hat dieselbe Wirkung wie jeder Schiedsspruch in der Sache. 
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§ 623 

Schiedsspruch 

1) Der Schiedsspruch ist schriftlich zu erlassen und durch den Schieds-
richter oder die Schiedsrichter zu unterschreiben. Haben die Parteien 
nichts anderes vereinbart, so genügen in Schiedsverfahren mit mehr als 
einem Schiedsrichter die Unterschriften der Mehrheit aller Mitglieder des 
Schiedsgerichts, sofern der Vorsitzende oder ein anderer Schiedsrichter 
am Schiedsspruch vermerkt, welches Hindernis fehlenden Unterschriften 
entgegensteht. 

2) Haben die Parteien nichts anderes vereinbart, so ist der Schieds-
spruch zu begründen. 

3) Im Schiedsspruch sind der Tag, an dem er erlassen wurde, und der 
nach § 612 Abs. 1 bestimmte Sitz des Schiedsgerichts anzugeben. Der 
Schiedsspruch gilt als an diesem Tag und an diesem Ort erlassen. 

4) Jeder Partei ist ein von den Schiedsrichtern nach Abs. 1 unter-
schriebenes Exemplar des Schiedsspruchs zu übersenden. 

5) Der Schiedsspruch und die Urkunden über dessen Zustellung sind 
gemeinschaftliche Urkunden der Parteien und der Schiedsrichter. Das 
Schiedsgericht hat mit den Parteien eine allfällige Verwahrung des Schieds-
spruchs sowie der Urkunden über dessen Zustellung zu erörtern. 

6) Der Vorsitzende, im Falle seiner Verhinderung ein anderer Schieds-
richter, hat auf Verlangen einer Partei die Rechtskraft und Vollstreckbar-
keit des Schiedsspruchs auf einem Exemplar des Schiedsspruchs zu bestä-
tigen. 

7) Durch Erlassung eines Schiedsspruchs tritt die zugrunde liegende 
Schiedsvereinbarung nicht ausser Kraft. 

§ 624 

Wirkung des Schiedsspruchs 

Der Schiedsspruch hat zwischen den Parteien die Wirkung eines rechts-
kräftigen gerichtlichen Urteils. 
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§ 625 

Beendigung des Schiedsverfahrens 

1) Das Schiedsverfahren wird mit dem Schiedsspruch in der Sache, einem 
Schiedsvergleich oder mit einem Beschluss des Schiedsgerichts nach Abs. 2 
beendet. 

2) Das Schiedsgericht hat das Schiedsverfahren zu beenden, wenn 
1. es der Kläger versäumt, die Klage nach § 614 Abs. 1 einzubringen; 
2. der Kläger seine Klage zurücknimmt, es sei denn, dass der Beklagte 

dem widerspricht und das Schiedsgericht ein berechtigtes Interesse 
des Beklagten an der endgültigen Beilegung der Streitigkeit aner-
kennt; 

3. die Parteien die Beendigung des Verfahrens vereinbaren und dies dem 
Schiedsgericht mitteilen; 

4. ihm die Fortsetzung des Verfahrens unmöglich geworden ist, insbe-
sondere weil die bisher im Verfahren tätigen Parteien trotz schriftli-
cher Aufforderung des Schiedsgerichts, mit welcher dieses auf die 
Möglichkeit einer Beendigung des Schiedsverfahrens hinweist, das 
Schiedsverfahren nicht weiter betreiben. 

3) Vorbehaltlich der §§ 623 Abs. 4 bis 6, 626 Abs. 5 und 627 sowie der 
Verpflichtung zur Aufhebung einer angeordneten vorläufigen oder si-
chernden Massnahme endet das Amt des Schiedsgerichts mit der Beendi-
gung des Schiedsverfahrens. 

§ 626 

Entscheidung über die Kosten 

1) Wird das Schiedsverfahren beendet, so hat das Schiedsgericht über 
die Verpflichtung zum Kostenersatz zu entscheiden, sofern die Parteien 
nichts anderes vereinbart haben. Das Schiedsgericht hat dabei nach sei-
nem Ermessen die Umstände des Einzelfalls, insbesondere den Ausgang 
des Verfahrens, zu berücksichtigen. Die Ersatzpflicht kann alle zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung ange-
messenen Kosten umfassen. Im Fall von § 625 Abs. 2 Ziff. 3 hat eine 
solche Entscheidung nur zu ergehen, wenn eine Partei gleichzeitig mit 
der Mitteilung der Vereinbarung über die Beendigung des Verfahrens 
eine solche Entscheidung beantragt. 
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2) Das Schiedsgericht kann auf Antrag des Beklagten auch über eine 
Verpflichtung des Klägers zum Kostenersatz entscheiden, wenn es sich für 
unzuständig erklärt hat, weil keine Schiedsvereinbarung vorhanden ist. 

3) Gleichzeitig mit der Entscheidung über die Verpflichtung zum 
Kostenersatz hat das Schiedsgericht, sofern dies bereits möglich ist und 
die Kosten nicht gegeneinander aufgehoben werden, den Betrag der zu 
ersetzenden Kosten festzusetzen. 

4) In jedem Fall haben die Entscheidung über die Verpflichtung zum 
Kostenersatz und die Festsetzung des zu ersetzenden Betrags in Form 
eines Schiedsspruchs nach § 623 zu erfolgen. 

5) Ist die Entscheidung über die Verpflichtung zum Kostenersatz oder 
die Festsetzung des zu ersetzenden Betrags unterblieben oder erst nach 
Beendigung des Schiedsverfahrens möglich, so wird darüber in einem 
gesonderten Schiedsspruch entschieden. 

§ 627 

Berichtigung, Erläuterung und Ergänzung des Schiedsspruchs 

1) Sofern die Parteien keine andere Frist vereinbart haben, kann jede 
Partei innerhalb von vier Wochen nach Empfang des Schiedsspruchs 
beim Schiedsgericht beantragen, 
1. Rechen-, Schreib- und Druckfehler oder Fehler ähnlicher Art im 

Schiedsspruch zu berichtigen; 
2. bestimmte Teile des Schiedsspruchs zu erläutern, sofern die Parteien 

dies vereinbart haben; 
3. einen ergänzenden Schiedsspruch über Ansprüche zu erlassen, die im 

Schiedsverfahren zwar geltend gemacht, im Schiedsspruch aber nicht 
erledigt worden sind. 

2) Der Antrag nach Abs. 1 ist der anderen Partei zu übersenden. Vor 
der Entscheidung über einen solchen Antrag ist die andere Partei zu 
hören. 

3) Das Schiedsgericht soll über die Berichtigung oder Erläuterung des 
Schiedsspruchs innerhalb von vier Wochen und über die Ergänzung des 
Schiedsspruchs innerhalb von acht Wochen entscheiden. 

4) Eine Berichtigung des Schiedsspruchs nach Abs. 1 Ziff. 1 kann das 
Schiedsgericht binnen vier Wochen ab dem Datum des Schiedsspruchs 
auch ohne Antrag vornehmen. 



21 

5) § 623 ist auf die Berichtigung, Erläuterung oder Ergänzung des 
Schiedsspruchs anzuwenden. Die Erläuterung oder Berichtigung ist Be-
standteil des Schiedsspruchs. 

7. Titel 

Rechtsbehelf gegen den Schiedsspruch 

§ 628 

Antrag auf Aufhebung eines Schiedsspruchs 

1) Gegen einen Schiedsspruch kann nur eine Klage auf gerichtliche 
Aufhebung gestellt werden. Dies gilt auch für Schiedssprüche, mit wel-
chen das Schiedsgericht über seine Zuständigkeit abgesprochen hat. 

2) Ein Schiedsspruch ist aufzuheben, wenn 
1. eine gültige Schiedsvereinbarung nicht vorhanden ist, oder wenn das 

Schiedsgericht seine Zuständigkeit verneint hat, eine gültige Schieds-
vereinbarung aber doch vorhanden ist, oder wenn eine Partei nach 
dem Recht, das für sie persönlich massgebend ist, zum Abschluss einer 
gültigen Schiedsvereinbarung nicht fähig war; 

2. eine Partei von der Bestellung eines Schiedsrichters oder vom Schieds-
verfahren nicht gehörig in Kenntnis gesetzt wurde oder sie aus einem 
anderen Grund ihre Angriffs- oder Verteidigungsmittel nicht geltend 
machen konnte; 

3. der Schiedsspruch eine Streitigkeit betrifft, für welche die Schiedsver-
einbarung nicht gilt, oder er Entscheidungen enthält, welche die 
Grenzen der Schiedsvereinbarung oder das Rechtsschutzbegehren der 
Parteien überschreiten; betrifft der Mangel nur einen trennbaren Teil 
des Schiedsspruchs, so ist dieser Teil aufzuheben; 

4. die Bildung oder Zusammensetzung des Schiedsgerichts einer Be-
stimmung dieses Abschnitts oder einer zulässigen Vereinbarung der 
Parteien widerspricht; 

5. das Schiedsverfahren in einer Weise durchgeführt wurde, die Grund-
wertungen der liechtensteinischen Rechtsordnung (ordre public) wi-
derspricht; 

6. die Voraussetzungen vorhanden sind, unter denen nach § 498 Abs. 1 
Ziff. 1 bis 5 ein gerichtliches Urteil mittels Wiederaufnahmsklage an-
gefochten werden kann; 
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7. der Gegenstand des Streits nach inländischem Recht nicht schiedsfä-
hig ist; 

8. der Schiedsspruch Grundwertungen der liechtensteinischen Rechts-
ordnung (ordre public) widerspricht. 

3) Die Aufhebungsgründe des Abs. 2 Ziff. 7 und 8 sind auch von Amts 
wegen wahrzunehmen. 

4) Die Klage auf Aufhebung ist innerhalb von vier Wochen zu erhe-
ben. Die Frist beginnt mit dem Tag, an welchem der Kläger den Schieds-
spruch oder den ergänzenden Schiedsspruch empfangen hat. Ein Antrag 
nach § 627 Abs. 1 Ziff. 1 oder 2 verlängert diese Frist nicht. Im Fall des 
Abs. 2 Ziff. 6 ist die Frist für die Aufhebungsklage nach den Bestimmun-
gen über die Wiederaufnahmsklage zu beurteilen. 

5) Die Aufhebung eines Schiedsspruchs berührt nicht die Wirksam-
keit der zugrunde liegenden Schiedsvereinbarung. Wurde bereits zweimal 
ein Schiedsspruch über denselben Gegenstand rechtskräftig aufgehoben 
und ist ein weiterer hierüber ergehender Schiedsspruch aufzuheben, so 
hat das Gericht auf Antrag einer der Parteien gleichzeitig die Schiedsver-
einbarung hinsichtlich dieses Gegenstandes für unwirksam zu erklären. 

§ 629 

Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Schiedsspruchs 

Die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Schieds-
spruchs kann begehrt werden, wenn der Antragsteller ein rechtliches Inte-
resse daran hat. 

§ 630 

Wahrnehmung von Aufhebungsgründen in einem anderen Verfahren 

Stellt ein Gericht oder eine Behörde in einem anderen Verfahren, etwa 
in einem Exekutionsverfahren, fest, dass ein Aufhebungsgrund nach 
§ 628 Abs. 2 Ziff. 7 und 8 besteht, so ist der Schiedsspruch in diesem 
Verfahren nicht zu beachten. 
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8. Titel 

Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ausländischer  
Schiedssprüche 

§ 631 

1) Die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ausländischer Schieds-
sprüche richten sich nach den Bestimmungen der Exekutionsordnung, 
soweit nicht durch Staatsverträge oder Gegenrechtserklärungen anderes 
bestimmt ist. Das Formerfordernis für die Schiedsvereinbarung gilt auch 
dann als erfüllt, wenn die Schiedsvereinbarung sowohl den Formvor-
schriften des § 600 als auch den Formvorschriften des auf die Schiedsver-
einbarung anwendbaren Rechts entspricht. 

2) Die Vorlage der Urschrift oder einer beglaubigten Abschrift der 
Schiedsvereinbarung nach Art. IV Abs. 1 Bst. b des New Yorker UN-
Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländi-
scher Schiedssprüche ist nur nach Aufforderung durch das Gericht er-
forderlich. 

9. Titel 

Gerichtliches Verfahren 

§ 632 

Zuständigkeit 

Für die Klage auf Aufhebung des Schiedsspruchs und die Klage auf 
Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Schiedsspruchs ist 
das Obergericht als einzige und letzte Instanz zuständig. Für Verfahren 
in Angelegenheiten nach dem dritten Titel ist das Landgericht zuständig. 

§ 633 

Verfahren 

1) Das Verfahren über die Klage auf Aufhebung des Schiedsspruchs 
und die Klage auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines 
Schiedsspruchs richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen dieses 
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Gesetzes, das Verfahren in Angelegenheiten nach dem dritten Titel nach 
den Bestimmungen des Gesetzes betreffend das Rechtsfürsorgeverfahren. 

2) Auf Antrag einer Partei kann die Öffentlichkeit auch ausgeschlos-
sen werden, wenn ein berechtigtes Interesse daran dargetan wird. 

3) Mit Zustimmung aller Prozessbeteiligten können auch Dritte von 
den Prozessakten Einsicht nehmen und Abschriften erheben. 

4) Die von einer Partei dem Gerichte übergebenen Dokumente sind 
dieser Partei wieder auszufolgen, wenn der Zweck der Aufbewahrung 
entfallen ist. 

10. Titel 

Sonderbestimmungen 

§ 634 

Konsumenten 

1) Schiedsvereinbarungen zwischen einem Unternehmer und einem 
Konsumenten können wirksam nur für bereits entstandene Streitigkeiten 
abgeschlossen werden. 

2) Schiedsvereinbarungen, an denen ein Konsument beteiligt ist, müs-
sen in einem von diesem eigenhändig unterzeichneten Dokument enthal-
ten sein. Andere Vereinbarungen als solche, die sich auf das Schiedsver-
fahren beziehen, darf dieses nicht enthalten. 

3) Bei Schiedsvereinbarungen zwischen einem Unternehmer und einem 
Konsumenten ist dem Konsumenten vor Abschluss der Schiedsvereinba-
rung eine schriftliche Rechtsbelehrung über die wesentlichen Unter-
schiede zwischen einem Schiedsverfahren und einem Gerichtsverfahren 
zu erteilen. 

4) In Schiedsvereinbarungen zwischen Unternehmern und Konsu-
menten muss der Sitz des Schiedsgerichts festgelegt werden. Das Schieds-
gericht darf zur mündlichen Verhandlung und zur Beweisaufnahme nur 
dann an einem anderen Ort zusammentreten, wenn der Konsument dem 
zugestimmt hat oder der Beweisaufnahme am Sitz des Schiedsgerichts 
erhebliche Schwierigkeiten entgegenstehen. 
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5) Wurde die Schiedsvereinbarung zwischen einem Unternehmer und 
einem Konsumenten geschlossen, und hat der Konsument weder bei 
Abschluss der Schiedsvereinbarung noch zu dem Zeitpunkt, zu dem eine 
Klage anhängig gemacht wird, seinen Wohnsitz, gewöhnlichen Aufent-
halt oder Beschäftigungsort in dem Staat, in welchem das Schiedsgericht 
seinen Sitz hat, so ist die Schiedsvereinbarung nur zu beachten, wenn sich 
der Konsument darauf beruft. 

6) Ein Schiedsspruch ist auch dann aufzuheben, wenn in einem Schieds-
verfahren, an dem ein Konsument beteiligt ist, 
1. gegen zwingende Rechtsvorschriften verstossen wurde, deren An-

wendung auch bei einem Sachverhalt mit Auslandsberührung durch 
Rechtswahl der Parteien nicht abbedungen werden könnte, oder 

2. die Voraussetzungen vorhanden sind, unter denen nach § 498 Abs. 1 
Ziff. 6 und 7 ein gerichtliches Urteil mittels Wiederaufnahmsklage 
angefochten werden kann; diesfalls ist die Frist für die Aufhebungs-
klage nach den Bestimmungen über die Wiederaufnahmsklage zu be-
urteilen. 

7) Hat das Schiedsverfahren zwischen einem Unternehmer und einem 
Konsumenten stattgefunden, so ist der Schiedsspruch auch aufzuheben, 
wenn die schriftliche Rechtsbelehrung nach Abs. 3 nicht erteilt wurde. 

§ 635 

Arbeitsrechtssachen 

Für Schiedsverfahren betreffend Ansprüche aus dem Arbeitsvertrag 
gilt § 634 sinngemäss. 

II. 

Übergangsbestimmungen 

1) Auf Schiedsverfahren, die noch vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes eingeleitet wurden, sind die bisher geltenden Bestimmungen anzu-
wenden. 

2) Die Wirksamkeit von Schiedsvereinbarungen, die vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes geschlossen worden sind, richtet sich nach den 
bisher geltenden Bestimmungen. 
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III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Re-
ferendumsfrist am 1. November 2010 in Kraft, andernfalls am Tage der 
Kundmachung. 

In Stellvertretung des Landesfürsten: 
gez. Alois 
Erbprinz 

gez. Dr. Klaus Tschütscher 
Fürstlicher Regierungschef 


